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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 
Aktiengesetz in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz 
 

 Der Vorstand hat einen schriftlichen Bericht erstattet, weshalb die Gesellschaft zum 
Erwerb eigener Aktien ermächtigt werden soll. Der Bericht liegt vom Tage der 
Einberufung der Hauptversmamlung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur 
Einsicht für die Aktionäre aus und ist über die Internetseite der Gesellschaft 
(www.snp.de) abrufbar. Auf Verlangen wird der Bericht jedem Aktionär unverzüglich und 
kostenlos übersandt.  

 
 Der Bericht hat folgenden Inhalt: 
 
 Der SNP Scheider-Neureither & Partner AG soll die Möglichkeit eröffnet werden, eigene 

Aktien zu erwerben. Deshalb ersuchen wir die Hauptversammlung die Gesellschaft zu 
ermächtigen, eigene Aktien mit einem auf sie entfallenden anteiligen Betrag von bis zu 
10 % des Grundkapitals zu erwerben und diese Aktien unter bestimmten 
Voraussetzungen in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle 
Aktionäre zu veräußern. 
 

 Der Erwerb kann als Kauf über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Kaufangebots durchgeführt werden. Neben dem Erwerb über die Börse soll 
die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien durch ein öffentliches 
Kaufangebot zu erwerben. Bei dieser Variante kann jeder verkaufswillige Aktionär der 
Gesellschaft entscheiden, wie viele Aktien und, bei Festlegung einer Preisspanne, zu 
welchem Preis er diese anbieten möchte. Übersteigt die zum festgesetzten Preis 
angebotene Menge die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl an Aktien, so muss 
eine Zuteilung der Annahme der Verkaufsofferten erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, 
eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu 
maximal 100 Stück Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, 
gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine 
Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung zu erleichtern.  
 

 Die Gesellschaft soll eigene Aktien verwenden können, um mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats eigene Aktien als Gegenleistung im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder als Gegenleistung beim Erwerb von 
Unternehmen oder Beteiligungen daran anbieten und übertragen zu können. Die aus 
diesem Grund vorgeschlagene Ermächtigung soll es der SNP Scheider-Neureither & 
Partner AG ermöglichen, schnell, flexibel und liquiditätsschonend auf sich bietende 
Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran zu reagieren. 
Soweit mit Aktien als Akquisitionswährung gekauft wird, kann es im Einzelfall sinnvoll 
sein, nicht den gesamten Kaufpreis aus dem Genehmigten Kapital zu schaffen, sondern 
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für Teile des Kaufpreises auf eigene Aktien zurückzugreifen. Dem trägt der 
vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rechnung. Die 
Entscheidung, ob im Einzelfall eigene Aktien oder Aktien aus einem genehmigten Kapital 
genutzt werden, trifft der Vorstand, wobei er sich allein vom Interesse der Aktionäre und 
der Gesellschaft leiten lässt. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der 
Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. 
Dabei wird der Vorstand den Börsenkurs der SNP-Aktie berücksichtigen. 
 

 Die Gesellschaft soll eigene Aktien ferner auch dazu nutzen können, um sie an 
Arbeitnehmer der Gesellschaft oder der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen 
auszugeben, diesen zum Erwerb anzubieten und/oder auf diese zu übertragen. 
 

 Die Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien soll schließlich auch die Möglichkeit 
umfassen, eigene, bereits börsenzugelassene Aktien zur Bedienung von Wandel- bzw. 
Optionsanleihen der Gesellschaft zu nutzen. Hierdurch soll die Verwaltung die 
Möglichkeit erhalten, derartige Wandel- oder Optionsanleihen mit Aktien zu bedienen, 
ohne die Zahl der Aktien zu erhöhen. Der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ist 
dafür Voraussetzung.  
 

 Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, die erworbenen eigenen Aktien in anderer 
Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre zu veräußern, z.B. an 
institutionelle Investoren oder zur Erschließung neuer Investorenkreise. Für die 
Gesellschaft eröffnet sich damit die Möglichkeit, geeigneten (institutionellen) Investoren 
die Aktien anzubieten und den Aktionärskreis um in- und ausländische Aktionäre zu 
erweitern, was letztlich auch zur Stabilisierung des Wertes der Aktie führt. Die 
Gesellschaft kann darüber hinaus ihr Eigenkapital flexibel geschäftlichen Erfordernissen 
anpassen und auf günstige Börsensituationen reagieren, da im Falle der Veräußerung 
eine schnellere und kostengünstigere Platzierung der Aktien möglich ist, als dies unter 
Beachtung des Bezugsrechts der Aktionäre möglich wäre. Voraussetzung einer solchen 
Veräußerung ist, dass die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, 
der den Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht 
wesentlich unterschreitet; der durchschnittliche Börsenkurs an den fünf 
Börsenhandelstagen vor Abschluss der Vereinbarung ist insoweit zu beachten. Diese 
Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt höchstens 10 % des Grundkapitals der 
Gesellschaft oder auf 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 
Veräußerung der Aktien, falls das Grundkapital zu diesem Zeitpunkt niedriger ist. 
Hinsichtlich des Ermächtigungsvolumens sind andere Fälle des erleichterten 
Bezugsrechtsausschlusses im Sinne von § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
einzubeziehen. Die Verwaltung wird sich bei Festlegung des endgültigen 
Veräußerungspreises - unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten - 
bemühen, einen etwaigen Abschlag vom Börsenkurs so niedrig wie möglich zu 
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bemessen. Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote 
durch Kauf von SNP-Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten, während der 
Gesellschaft im Interesse der Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden, 
um kurzfristig günstige Börsensituationen auszunutzen. 
 

 Schließlich sollen die gemäß dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats, aber ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung, 
eingezogen werden können. 
 

 In all diesen Fällen muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien 
ausgeschlossen werden, damit die Aktien wie dargestellt verwendet werden können. Bei 
seiner Entscheidung über den Bezugsrechtsausschluss wird sich der Vorstand vom 
Interesse der Aktionäre leiten lassen und sorgfältig abwägen, ob der 
Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft notwendig ist. Nur in diesem Fall 
wird das Bezugsrecht ausgeschlossen. Unter Abwägung aller Umstände ist die 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss daher im Interesse der Gesellschaft geboten 
und unter den dargelegten Umständen angemessen. 

 


